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5. Hat der Rinderhalter am Tage der Ablieferung des 
Jungrindes sein Pflichtablieferungssoll in Schlacht­
vieh nicht erfüllt, so ist das Lebendgewicht auf die 
Erfüllung des Pflichtablieferungssolls in Schlacht­
vieh anzurechnen und die Bezahlung gemäß Preis­
anordnung Nr. 528 vom 22. Dezember 1955 — An­
ordnung über Preise für Zucht- und Nutzvieh sowie 
Bruteier, Lohnbrut und Küken — Anlage 2, Ab­
schnitt I (GB1.1 1956 S. 16) vorzunehmen. In diesen 
Fällen besteht seitens des Rinderhalters kein An­
spruch auf die Nachlieferung der restlichen 150 kg 
Futtergetreide gemäß Ziff. 3. Beim Weiterverkauf 
solcher Tiere durch die Volkseigenen Handels­
kontore für Zucht- und Nutzvieh hat der Käufer 
entsprechend § 9 der Durchführungsbestimmung 
vom 1. März 1952 zur Verordnung über die Grün­
dung von volkseigenen Handelskontoren für Zucht- 
und Nutzvieh (GBl. S. 216) das Lebendgewicht des 
Tieres auf seine Pflichtablieferung zu übernehmen.

6. Die auf Grund des abgeschlossenen Vertrages zur 
Aufzucht bestimmten weiblichen Kälber sind vom 
Volkseigenen Handelskontor für Zucht- und Nutz­
vieh mit Ohrmarken zu kennzeichnen und zu 
registrieren. Die Nummer der Ohrmarke ist im 
Aufzuchtvertrag zu vermerken.

(2) Verendet ein gemäß Vertrag aufzuziehendes Kalb 
oder muß es notgeschlachtet werden, sind die Vertrags­
partner an die weitere Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
aus dem Vertrag nicht mehr gebunden. Insbesondere 
ist der Rinderhalter nicht zur Rückgabe der bereits er­
haltenen Bezugsberechtigungen verpflichtet. Beträgt 
das Gewicht des notgeschlachteten oder verendeten 
Tieres jedoch weniger als 100 kg, verliert der Rinder­
halter den Anspruch aus der ihm erteilten Bezugs­
berechtigung über 200 kg Vollmilch.

(3) Das Volkseigene Handelskontor für Zucht- und 
Nutzvieh haftet nicht für das Aufzuchtrisiko.

§ 3
(1) Für die Schlichtung von Streitigkeiten über die 

Lieferung und Abnahme der aufgezogenen Kälber 
sowie über die Leistung der Vergütung zwischen dem 
Volkseigenen Handelskontor für Zucht- und Nutzvieh 
einerseits und dem Rinderhalter andererseits ist eine 
bei den Räten der Kreise, Abteilung Land- und Forst­
wirtschaft, zu bildende Kommission zuständig. Die 
Kommission setzt sich zusammen aus:

a) einem Vertreter des Rates des Kreises, Abteilung 
Land- und Forstwirtschaft, als Vorsitzender;

b) einem Vertreter des Kreis Vorstandes der VdgB 
(BHG);

c) einem Vertreter des Volkseigenen Handels­
kontors für Zucht- und Nutzvieh.

f
(2) Die Zuständigkeit der Gerichte bzw. Vertrags­

gerichte für solche Streitigkeiten wird dadurch nicht 
berührt.

§ 4
(1) Die von den Volkseigenen Handelskontoren für 

Zucht- und Nutzvieh auszustellenden Bezugsberechti­
gungsscheine für Vollmilch, Magermilch und Futter­
getreide haben eine Gültigkeit von vier Wochen. Die 
Bezugsberechtigung über Magermilch ist bei der zu­
ständigen Molkerei einzulösen. Das Futtergetreide er­
halten die Rinderhalter zum geltenden Kleinhandels­
preis bei der örtlich zuständigen Bäuerlichen Handels­
genossenschaft. Landwirtschaftliche Produktionsgenos­
senschaften, denen aus dem Abschluß von Verträgen

über die Aufzucht von Kälbern größere Mengen an 
Futtermitteln zustehen, sind berechtigt, diese über die 
VEAB zum VEAB-Abgabepreis zu beziehen.

(2) Der Rinderhalter kann an Stelle der Bezugs­
berechtigung für Futtergetreide eine Bezugsberech­
tigung für Heu im Umrechnungsverhältnis 1:4 (1 kg 
Futtergetreide = 4 kg Heu) erhalten, und zwar sowohl 
für die gesamte Menge als auch für einen Teil.

(3) Die Volkseigenen Handelskontore für Zucht- und 
Nutzvieh haben über die ausgestellten Bezugsberech­
tigungen einen Nachweis zu führen.

(4) Die von den Außenstellen der Volkseigenen Han­
delskontore für Zucht- und Nutzvieh an Hand von Be­
zugsberechtigungen ausgegebenen Gesamtmengen an 
Vollmilch, Magermilch und Futtermitteln sind monat­
lich mit den Räten der Kreise, Abteilung Land- und 
Forstwirtschaft, abzurechnen. Gleichzeitig haben die 
Außenstellen des Volkseigenen Handelskontors für 
Zucht- und Nutzvieh dem für sie zuständigen Bezirks­
kontor über das Ergebnis der Abrechnung zu berichten.

§ 5
(1) Die Räte der Bezirke und Kreise, Abteilung Land- 

und Forstwirtschaft, haben den Abschluß und die 
Durchführung der Verträge über die Kälberaufzucht zu 
kontrollieren.

(2) Die Lenkung der aus den Verträgen zur Ver­
fügung stehenden Jungrinder erfolgt — sofern nicht 
besondere Weisungen durch das Ministerium für Land- 
und Forstwirtschaft gegeben werden — durch den Rat 
des Kreises, Abteilung Land- und Forstwirtschaft, 
vorwiegend in viehschwache Landwirtschaftliche Pro­
duktionsgenossenschaften.

§ 6
Die Volkseigenen Handelskontore für Zucht- und 

Nutzvieh haben die Anzahl der monatlich ab­
geschlossenen Verträge über die Kälberaufzucht mit 
Angabe der Fälligkeitsmonate in der monatlichen Vieh­
umstellungsmeldung dem Ministerium für Land- und 
Forstwirtschaft mitzuteilen.

§ 7
Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom L Januar 

1956 in Kraft.
Berlin, den 28. April 1956

Ministerium für Land- und Forstwirtschaft 
R e i c h e l t  

Minister

Anordnung 
über die Aufhebung der Kontingentierung 

von Materialien.
Vom 26. April 1956

§ 1
(1) Zur weiteren Erleichterung des Bezuges von 

Material und Ausrüstungen wird die Kontingentierung 
in folgenden Planpositionen mit sofortiger Wirkung 
aufgehoben:

13 47 000 Hartmetalls

27 11 100 Wechselstrommotoren über 1 bis 10 kW 
27 11 200 Wechselstrommotoren über 10 bis 100 kW


